Geſetz- Sammlung 
| für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


(Nr, 5857.) Vertrag mit der Herzoglich Anhaltiſchen Regierung wegen Erweiterung der 
Eiſenbahnverbindung zwiſchen Preußen und Anhalt. Vom 30. Ja⸗ 
nuar 1864. ü 


Ste Majeſtaͤt der Koͤnig von Preußen und Seine Hoheit der Herzog von 
Anhalt, von dem Wunſche beſeelt, die Eiſenbahnverbindungen zwiſchen den 
beiderſeitigen Staatsgebieten zu erweitern, haben zum Behufe einer hierüber zu 
treffenden Vereinbarung zu Bevollmaͤchtigten ernannt: 

Seine Majeſtaͤt der Koͤnig von Preußen Allerhoͤchſtihren 
Geheimen Ober-Regierungsrath Karl Wilhelm Everhard Wolf 
und Allerhoͤchſtihren Geheimen Legationsrath Bernhard Wolde⸗ 
mar König; . 
Seine Hoheit der Herzog von Anhalt Hoͤchſtihren Regierungs⸗ 
Präfidenten, Kammerherrn Georg Ludwig Carl Wilhelm 
von Zerbſt und Hoͤchſtihren Staatsrath Friedrich Gottlieb 
Carl Hagemann, 5 
welche, nach geſchehener Mittheilung und gegenſeitiger Anerkennung ihrer Voll⸗ 
machten, unter dem Vorbehalte der Ratifikation uͤber folgende Punkte uͤberein⸗ 
gekommen ſind. i f 


Artikel 1. 
Die Königlich) Preußiſche und die Herzoglich Anhaltiſche Regierung ver⸗ 
pflichten Sich, wech elſeitig nachſtehende Eiſenbahnen zuzulaſſen und zu foͤrdern: 
1 von Wegeleben über Aſchersleben nach Halle, ; 
Y von Aſchersleben über Guͤſten nach Bernburg, 
3) von Guͤſten nach Staßfurt zum Anſchluß an die dort muͤndende 
Magdeburg⸗Leipziger Eiſenbahn, 
4) von der Strecke Aſchersleben-Wegeleben uͤber Ermsleben nach Bal⸗ 
lenſtedt. 
Artikel 2. 


Die Magdeburg- Halberftädter Eiſenbahngeſellſchaft hat darum nachge⸗ 
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ſucht, ihr die Ausdehnung ihres Unternehmens auf den Bau und Betrieb der 
im Artikel 1. bezeichneten vier Eiſenbahnverbindungen zu geſtatten. = 


Die Koͤniglich Preußische Regierung wird dieſem Geſuche Folge geben, 
vorausgeſetzt, daß die von Ihr fuͤr noͤthig erachteten Konzeſſionsbedingungen 
Seitens der Geſellſchaft innerhalb einer nicht unter ſechs Monaten zu bemeſſenden 
Friſt in bindender Form angenommen werden. Die Herzoglich Anhaltiſche Re⸗ 


gierung iſt hiermit einverſtanden und hat Ihrerſeits der Magdeburg⸗Halberſtaͤdter 


Eiſenbahngeſellſchaft unter Bewilligung des Rechts der Expropriation nach 


Maaßgabe des Königlich Preußiſchen Geſetzes über die Eifenbahn = Unterneh: 
mungen vom 3. November 1838. die Konzeſſionsertheilung fuͤr das Herzoglich 
Anhaltiſche Gebiet bereits zugeſagt. f 


Artikel 3. 


Die Hohen kontrahirenden Regierungen ſind daruͤber einverſtanden, daß 
die Magdeburg⸗Halberſtaͤdter Eiſenbahngeſellſchaft auch den Betrieb und das 
Eigenthum der Eiſenbahn von Bernburg nach Köthen an ſich bringt. 


Artikel 4. 


Die Königlich Preußiſche Regierung beabfichtigt, der Magdeburg-Hal⸗ 
berſtaͤdter Eiſenbahngeſellſchaft die Uebernahme der Verpflichtung aufzuerle⸗ 
gen, jedem kuͤnftigen Unternehmer einer Eiſenbahn von Aſchersleben oder einem 
anderen Punkte der Strecke Aſchersleben-Halle nach Eisleben jederzeit, wenn es 
im Intereſſe des Verkehrs erkannt werde, die Mitbenutzung der Bahnſtrecken 
von Staßfurt nach Guͤſten und von Guͤſten nach Aſchersleben, beziehungsweiſe 
nach dem Anſchlußpunkte der Strecke Aſchersleben-Halle zu geſtatten. Die 
Herzoglich Anhaltiſche Regierung uͤberlaͤßt der Königlich Preußiſchen Regierung, 
von dieſer Verpflichtung der Magdeburg-Halberſtaͤdter Eiſenbahngeſellſchaft 
vorkommenden Falls Gebra 
zoglich Anhaltiſchen Gebiete liegenden Theile der Strecken von Staßfurt nach 
Guͤſten und von Guͤſten nach Aſchersleben dem Unternehmer der Bahn nach 
Eisleben das Mitbenutzungsrecht zu uͤbertragen und den Umfang und die Be⸗ 
dingungen ſeiner Ausuͤbung allein zu reguliren. 

Sollte die Koͤniglich Preußiſche Regierung bei kuͤnftiger Feſtſtellung der 
Linie fuͤr die Bahn nach Eisleben eine Durchſchneidung Herzoglich Anhaltiſcher 
Gebietstheile für noͤthig erkennen, ſo wird die Herzoglich Anhaltiſche Regierung 
hierzu Ihre Genehmigung geben, und dem von der Königlich Preußiſchen Re⸗ 
gierung konzeſſionirten Unternehmer auch für die betreffenden Strecken des Her⸗ 
zoglich Anhaltiſchen Gebiets die Konzeſſion unter denſelben Bedingungen er⸗ 
theilen, welche im gegenwärtigen Vertrage für den Preußiſchen Unternehmer 
der im Artikel 1. genannten Eiſenbahnen vereinbart werden. 


Artikel 5. 


Die Herzoglich Anhaltiſche Regierung wird ſowohl in Bezug auf die im 
Herzoglich Anhaltiſchen Gebiete gelegenen Strecken der im Artikel 1. ge⸗ 
: nann⸗ 


uch zu machen, und alsdann auch fuͤr die im Her⸗ 


Ey 


nannten Bahnen, als auch in Betreff der Koͤthen⸗Bernburger Eiſenbahn nebft 
Zubehör die Beſtimmungen des Königlich Preußiſchen Geſetzes über die Eiſen⸗ 
bahn ⸗ Unternehmungen vom 3. November 1838. und die dazu ergangenen und 
noch ergehenden Abaͤnderungen und Ergaͤnzungen gleichfalls zur Anwendung 
bringen, ſoweit in den nachfolgenden Artikeln dieſes Vertrages nicht ein An⸗ 
deres vereinbart iſt, oder Eigenthuͤmlichkeiten der Herzoglich Anhaltiſchen Lan⸗ 
desgeſetzgebung oder lokale Verhaͤltniſſe Abweichungen unvermeidlich machen. 


Artikel 6. 


Bei Ertheilung der im Artikel 2. und 3. in Ausſicht genommenen Kon⸗ 
zeffionen an die Magdeburg⸗Halberſtaͤdter Eiſenbahngeſellſchaft wird die Herzog⸗ 
lich Anhaltiſche Regierung dieſer Geſellſchaft nach Maaßgabe ihres Koͤniglich 
Preußiſcher Seits beſtaͤtigten Geſellſchaftsſtatuts auch in den Herzoglich Anhalti⸗ 
ſchen Landen die Rechte einer Korporation zugeſtehen. Die Geſellſchaft foll 
aber nach wie vor ihr Domizil und den Sitz ihrer Verwaltung im Koͤnigreich 
Preußen behalten, und ungeachtet der Ausdehnung ihrer Unternehmungen auf 
das Herzoglich Anhaltiſche Gebiet in Bezug auf alle Maaßnahmen und Feſt⸗ 
ſetzungen, welche die Verhaͤltniſſe der Geſellſchaft als ſolcher und die Beauf⸗ 
ſichtigſung und Verwaltung ihrer Unternehmungen im Allgemeinen betreffen, 
lediglich von der Koͤniglich Preußiſchen Regierung reſſortiren. Insbeſondere 
ſollen auch die Beſtaͤtigung von kuͤnftigen Umgeſtaltungen und Abaͤnderungen 
der Geſellſchaftsſtatuten, die Genehmigung von ferneren Erweiterungen des 
Unternehmens, ſowie die Aufnahme von Darlehnen und die Emiſſion neuer 
Stammaktien oder Prioritaͤts⸗Obligationen der Königlich Preußiſchen Regierung 
allein anheimgeſtellt bleiben. 


Artikel 7. 


Die Punkte, wo die Bahnen die Landesgrenze uͤberſchreiten werden, ſollen 
auf Grund der von der Magdeburg-Halberſtaͤdter Eiſenbahngeſellſchaft auszu⸗ 
arbeitenden Projekte noͤthigenfalls durch, von den kontrahirenden Hohen Regie⸗ 
rungen deshalb abzuordnende techniſche Kommiſſarien feſtgeſtellt werden. Die 
Spurweite der Bahnen ſoll in Uebereinſtimmung mit den anſchließenden Eiſen⸗ 
bahnen überall gleichmäßig vier Fuß acht und einen halben Zoll Engliſchen 
Maaßes im Lichten der Schienen betragen, auch der Bau und das geſammte 
Betriebsmaterial ſo eingerichtet werden, daß die Transportmittel ungehindert 
nach allen Seiten uͤbergehen koͤnnen. 

Die Koͤniglich Preußiſche und die Herzoglich Anhaltiſche Regierung ſind 
daruͤber einverſtanden, daß die Herrichtung von Stationen und Halteſtellen im 
Herzoglich Anhaltiſchen Gebiete der Magdeburg ⸗Halberſtaͤdter Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaft nur in dem Maaße angeſonnen werden ſoll, als ein die Koſten der An⸗ 
lage und Unterhaltung, ſowie die etwaige Erſchwerung des Betriebes über 
wiegendes Verkehrsbeduͤrfniß beſteht. a 


Artikel 8. 


Die Bahnpolizei ſoll für das geſammte Unternehmen der Magdeburg⸗ 
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Halberſtaͤdter Eiſenbahngeſellſchaft in Gemaͤßheit des für jedes Staatsgebiet 
beſonders zu publizirenden Bahnpolizei⸗ Reglements nach uͤbereinſtimmenden 
Grundſaͤtzen gehandhabt werden. Die Herzoglich Anhaltiſche Regierung wird 
zu dieſem Zweck das von der Koͤniglich Preußiſchen Regierung feſtzuſtellende 
Bahnpolizei⸗Reglement, ſoweit nicht lokale Verhaͤltniſſe einzelne Abweichungen 
unvermeidlich machen, auch für die Bahnſtrecken des Herzoglichen Gebiets ge- 
nehmigen und in Kraft ſetzen. Die Anſtellung und Beaufſichtigung nicht nur 
der Bahnpolizei⸗, ſondern auch aller uͤbrigen Betriebsbeamten, ſoll lediglich der 
Magdeburg⸗Halberſtaͤdter Eiſenbahngeſellſchaft, beziehungsweiſe den zuſtaͤndigen 
Koͤniglich Preußiſchen Behörden gebühren, auch ſollen Koͤniglich Preußiſche 
Staatsangehörige, welche bei dem Betriebe im Herzoglich Anhaltiſchen Gebiete 
angeſtellt werden möchten, dadurch aus dem Unterthanenverbande ihres Hei⸗ 
mathslandes nicht ausſcheiden, und endlich ſollen die von der Koͤniglich Preußi⸗ 
ſchen Regierung gepruͤften Betriebsmittel ohne weitere Reviſion auch in dem 
Gebiete der Herzoglich Anhaltiſchen Regierung zugelaſſen werden. ü 


Artikel 9. 


Die Genehmigung der Tarife und Tarifaͤnderungen, ſowie die Genehmie 
gung und Abänderung der Fahrplaͤne wird der Königlich Preußiſchen Regie⸗ 
rung ausſchließlich vorbehalten. 5 
f Die Magdeburg⸗Halberſtaͤdter Eiſenbahngeſellſchaft ſoll aber verpflichtet 
fein, auf ihren Bahnen innerhalb des Herzoglich Anhaltiſchen Gebiets keine 
höheren Tarifſaͤtze zu erheben, als auf ihren anſchließenden Bahnſtrecken im 
Koͤniglich Preußiſchen Gebiete, auch bei Regulirung ihrer Fahrplaͤne die Wuͤnſche 
der Herzoglich Anhaltiſchen Regierung moͤglichſt zu beruͤckſichtigen und zwiſchen 
Aſchersleben und Köthen täglich in jeder Richtung mindeſtens drei Zuͤge befoͤr⸗ 
dern, welche ſich an die Hauptzuͤge der Berlin-Anhaltiſchen und der Magde⸗ 
burg⸗Leipziger Eiſenbahn thunlichſt anſchließen. Außerdem ſoll zwiſchen den 
beiderſeitigen Unterthanen weder hinſichtlich der Befoͤrderungspreiſe noch der 
Zeit der Abfertigung ein Unterſchied gemacht werden, namentlich ſollen alle aus 
dem Gebiete des einen Staates in das Gebiet des anderen Staates uͤbergehen— 
den Transporte weder in Beziehung auf die Abfertigung, noch ruͤckſichtlich der 
Befoͤrderungspreiſe unguͤnſtiger behandelt werden, als die aus dem betreffenden 
Staate abgehenden oder darin verbleibenden. — Die Herzoglich Anhaltiſche Re⸗ 
gierung wird auf den in Ihrem Gebiete gelegenen Bahnſtrecken der Magdeburg⸗ 
Halberſtaͤdter Eiſenbahngeſellſchaft andere Unternehmer ohne vorgaͤngige Ver 
ſtaͤndigung mit der Koͤniglich Preußiſchen Regierung nicht zulaſſen. 


Artikel 10. 


Uueber die Verhaͤltniſſe der Koͤniglich Preußiſchen Poſtverwaltung hin⸗ 
ſichtlich der Benutzung der Eiſenbahn zwiſchen Koͤthen und Bernburg und der 
auf Herzoglich Anhaltiſchem Gebiete herzuſtellenden Strecken der Eiſenbahnen 
von Wegeleben uͤber Aſchersleben nach Halle, von Aſchersleben uͤber Guͤſten 
nach Bernburg, von Guͤſten nach Staßfurt, der Strecke von Aſchersleben⸗ 
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Wegeleben über Ermsleben nach Ballenſtedt und von einem Punkte der Strecke 
Aſchersleben-Halle nach Eisleben iſt Folgendes verabredet worden. 


a) Die Herzoglich Anhaltiſche Regierung verpflichtet Sich, den Koͤniglich 


Preußiſchen Poſten und Poſtſendungen aller Art auf den genannten 
Eiſenbahnen den freien Tranſit durch das Herzoglich Anhaltiſche Gebiet 
ſo lange zu geſtatten, als die gedachten Eiſenbahnen beſtehen. 


b) Die Herzoglich Anhaltiſche Regierung macht Sich verbindlich, dafür zu 


ſorgen, daß der Koͤniglich Preußiſchen Poſtverwaltung auf den genann⸗ 
ten Eiſenbahnen, ſoweit ſolche neu zu erbauen ſind, im Herzoglich 
Anhaltiſchen Gebiete unter allen Voraus ſetzungen und fuͤr alle Zeiten 
ganz daſſelbe geleiſtet wird, was derſelben auf dieſen Eiſenbahnen im 
Koͤniglich Preußiſchen Gebiete geleiſtet werden muß. Bezuͤglich der 
Eiſenbahn zwiſchen Köthen und Bernburg macht die Herzoglich Ans 
haltiſche Regierung Sich verbindlich, der Magdeburg⸗Halberſtaͤdter Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft mit der Konzeſſion zur Erwerbung dieſer Eiſenbahn 
die Verpflichtung aufzuerlegen, nicht allein bis zur Weitereroͤffnung 
derſelben in der Richtung auf Guͤſten in die Verpflichtungen der 
Koͤthen-Bernburger Eiſenbahngeſellſchaft hinſichtlich des Poſttransports 
einzutreten, ſondern auch von der Weitereroͤffnung ab der Koͤniglich 
Preußiſchen Poſtverwaltung zwiſchen Koͤthen und Bernburg unter allen 
Vorausſetzungen und fuͤr alle Zeiten ganz daſſelbe zu leiſten, was der⸗ 
ſelben auf den uͤbrigen, im gegenwärtigen Vertrage befprochenen Eiſen⸗ 
bahnen im Koͤniglich Preußiſchen Gebiete geleiſtet werden muß. Dieſe 
Verpflichtung ſoll alsdann in die Stelle derjenigen Verpflichtung treten, 
welche der Koͤthen-Bernburger Eiſenbahngeſellſchaft ſeiner Zeit durch 
die beſonderen Konzeſſionsbedingungen reſp. der Herzoglich Anhalt⸗ 
Koͤthenſchen und der Herzoglich Anhalt-Bernburgiſchen Regierung zu 
Gunſten des Poſtweſens auferlegt worden iſt. 


c) Die Koͤniglich Preußiſche Poſtverwaltung verpflichtet ſich, falls in der 
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Folge die Herzoglich Anhaltiſchen Poſten nicht mehr von der Koͤniglich 
Preußiſchen Poſtverwaltung adminiſtrirt werden ſollten, an die Herzoglich 
Anhaltiſche Regierung fuͤr die auf den vorſtehend genannten Eiſenbahnen 
im Tranſit durch Herzogliches Gebiet zu befoͤrdernden Poſtſtuͤcke an 
Briefen, Geldern und Packeten den niedrigſten Frachtſatz zu bezahlen. 
Die Berechnung ſoll in dieſem Falle der Art geſchehen, daß fuͤr jede 
auf den verſchiedenen Bahnen im Herzoglichen Gebiete durchlaufene 
Entfernung das monatliche Geſammtgewicht der im Tranſit befoͤrder⸗ 
ten Poſtſtuͤcke ermittelt und auf dieſes Geſammtgewicht der nach der 
Entfernung unter Zugrundelegung des geringſten Einheitsſatzes pro 
Meile bemeſſene Frachtſatz angewendet wird. 

Ausgeſchloſſen von einer Verguͤtung an die Herzoglich Anhal⸗ 
tiſche Regierung bleiben diejenigen Poſtſendungen, fuͤr welche die Preu⸗ 
ßiſche Poſtverwaltung eine Transportverguͤtung auf Anhaltiſchem Ge- 
biete an die Eiſenbahngeſellſchaft zu entrichten hat. se 

ie 


ch Die Herzoglich Anhaltiſche Regierung verpflichtet Sich, auch in dem 


Unter C. vorgefehenen Falle den Transport⸗Unternehmern auf den vor⸗ 


ſtehend genannten Eiſenbahnen aus Anlaß des Poſtregals hinſichtlich 


des Transportbetriebes keine groͤßeren Beſchraͤnkungen aufzuerlegen, 
als Königlich Preußischer Seits geſchieht; auch wird Dieſelbe Ihrerſeits 
nicht nur keine höheren Leiſtungen, als von Seiten der Königlich 
Preußiſchen Regierung gefordert werden, zu Gunſten des Poſtregals 
in Anſpruch nehmen, ſondern auch alle Erleichterungen, welche hierin 
von der Königlich Preußiſchen Regierung allgemein oder für die in 
Rede ſtehenden Eiſenbahn⸗Unternehmungen insbeſondere zugeſtanden wer⸗ 
den möchten, in gleichem Maaße gewähren. 85 
Hierdurch wird jedoch nicht ausgeſchloſſen, daß die Herzoglich 
Anhaltiſche Regierung dieſelben Leiſtungen fuͤr Ihre eigenen Poſten 
verlangen konne, welche die Koͤniglich Preußiſche Regierung für Ihre 
Poſten von den Eiſenbahngeſellſchaften verlangt. 


Artikel 11. 


Die Herzoglich Anhaltiſche Regierung geſtattet der Koͤniglich Preußiſchen 
Regierung, an allen Eiſenbahnen, uͤber welche der gegenwärtige Vertrag lautet, 
Telegraphenlinien in beliebigem Umfange, ſowohl oberirdiſch, als, unterirdiſch, 
ſoweit die Königlich Preußiſche Regierung es für angemeſſen erachtet, auf dem 
Herzoglichen Gebiete anzulegen und fuͤr Preußiſche Rechnung zu benutzen; auch 
wird die Herzogliche Regierung der Magdeburg-Halberſtaͤdter Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaft in der ihr zu ertheilenden Konzeſſion die Verpflichtung auferlegen, der 
Königlich Preußiſchen Regierung die Anlage und Benutzung von Telegraphen: 
linien auf den genannten Eiſenbahnen in gleicher Weiſe zu geſtatten. Tele⸗ 
graphenſtationen werden von der Königlich Preußiſchen Regierung innerhalb 
des Herzoglich Anhaltiſchen Gebietes nicht ohne vorherige Verſtaͤndigung mit 
der Herzoglichen Regierung errichtet werden. 


Artikel 12. 


Die Koͤniglich Preußiſche Regierung wird nach Maaßgabe Ihrer Geſetze 
vom 30. Mai 1853. und 21. Mai 1859., ſowie der dazu etwa noch ergehen⸗ 
den abändernden und ergaͤnzenden Beſtimmungen, von dem geſammten Eiſen⸗ 
bahn⸗ Unternehmen der Magdeburg⸗Halberſtaͤdter Eiſenbahngeſellſchaft, einſchließ⸗ 

lich der im Herzoglich Anhaltiſchen Gebiete gelegenen Bahnſtrecken, eine Eiſen⸗ 
bahnabgabe erheben. Von dem jährlichen Ertrage dieſer Abgabe ſoll die Kür 
niglich Preußiſche Regierung für die Bahnſtrecken Magdeburg ⸗Halberſtadt⸗ 
Thale und Magdeburg-Wittenberge diejenige Summe vorab erhalten, welche 
Sie von der Magdeburg⸗-Halberſtaͤdter Eiſenbahngeſellſchaft für das Betriebs⸗ 
jahr 1863. an Eiſenbahnabgaben thatſaͤchlich bekommen wird. Der nach Abzug 
dieſer Summe verbleibende Reſt der Abgabe ſoll dagegen als Einnahme von 
den uͤbrigen Theilen des Geſammtunternehmens der Geſellſchaft angeſehen, 
und demgemaͤß mit der Herzoglich Anhaltiſchen Regierung nach Verhaͤltniß der 
Meilenzahl der in Ihrem Gebiete gelegenen und waͤhrend des ganzen betreffen⸗ 
den 


den Jahres bereits im Betriebe geweſenen Bahnſtrecken getheilt werden. Die 
Königlich Preußiſche Regierung wird alljaͤhrlich ſofort nach Feſtſtellung und 
Einziehung der Abgabe der Herzoglich Anhaltiſchen Regierung Mittheilung 
machen und den Ihr gebuͤhrenden Antheil an die von Ihr zu bezeichnenden Ein⸗ 
nahmeſtellen abführen laſſen. Um der Magdeburg -Halberſtaͤdter Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft die beabſichtigte Ausdehnung ihres Unternehmens thunlichſt zu 
erleichtern, wird die Herzoͤglich Anhaltiſche Regierung zu Gunſten dieſer Geſell⸗ 
ſchaft für die erſten drei vollen Kalenderjahre des Betriebs jeder Bahnſtrecke 
auf Ihren Antheil an der Eiſenbahnabgabe verzichten. Ferner iſt die Herzog⸗ 
lich Anhaltiſche Regierung einverſtanden, daß die Vorabentnahme derjenigen 
Summe, welche die Magdeburg-Halberſtaͤdter Eiſenbahngeſellſchaft für das 
Betriebsjahr 1863. an Eiſenbahnabgabe zu zahlen haben wird, lediglich ein 
Recht der Koͤniglich Preußiſchen Regierung iſt, dergeſtalt, daß es Letzterer frei⸗ 
ſteht, für jedes Betriebsjahr, für welches ſich jene Summe geringer ſtellt, als 
der Betrag, welcher ſich für die Strecken Magdeburg⸗Halberſtadt⸗Thale und 
Magdeburg⸗Wittenberge nach Verhaͤltniß der Meilenzahl berechnet, die Ver⸗ 
theilung der Eiſenbahnabgabe nach dieſem Ihr guͤnſtigeren Maaßſtabe zu bes 
wirken. Die Herzoglich Anhaltiſche Regierung wird von den auf den Bahn⸗ 
ſtrecken Ihres Gebiets paſſirenden Transporten aller Art niemals eine Durch⸗ 
gangsabgabe irgend einer Art erheben, auch von der Magdeburg-Halberſtaͤdter 
Eiſenbahngeſellſchaft weder Konzeſſionsgeld, noch irgend eine andere Abgabe 
fordern, vielmehr dieſer Geſellſchaft Freiheit von der Grundſteuer, jeder Ge⸗ 
werbeſteuer und von Kommunalſteuern zugeſtehen. 


Artikel 13. 


Sollte die Königlich Preußiſche Regierung von der Magdeburg⸗Halber⸗ 
ſtaͤdter Eiſenbahngeſellſchaft, ſei es auf Grund der Beſtimmungen des H. 42. 
des Koͤniglich Preußiſchen Geſetzes uͤber die Eiſenbahn-Unternehmungen vom 
3. November 1838., oder im Wege des Vertrages oder aus ſonſtigem Rechts⸗ 
titel die den Gegenſtand gegenwärtigen. Vertrages ausmachenden Eiſenbahnen 
an Sich bringen und auf dieſe Weiſe auch in Bezug auf die im Herzoglich An⸗ 
haltiſchen Gebiete liegenden Bahnſtrecken in alle Rechte und Verbindlichkeiten 
der Magdeburg-Halberſtaͤdter Eiſenbahngeſellſchaft eintreten, fo wird Sie Sich 
bereit finden, der Herzoglich Anhaltiſchen Regierung gegen Zahlung einer ver: 
haͤltnißmaͤßigen Verguͤtigung und nach vorgaͤngiger Verſtaͤndigung uͤber die 
Einrichtung eines zuſammenhaͤngenden einheitlichen Betriebes der beiderſeitigen 
Bahnſtrecken den Ankauf der in Ihrem Gebiete liegenden Bahntheile frei 


zu ſtellen. 
Artikel 14. 


Die Herzoglich Anhaltiſche Regierung verpflichtet Sich, die auf Anhalti⸗ 
ſchem Gebiete befindlichen und ferner zu errichtenden chemiſchen Fabriken in 
keiner Weiſe bei dem Bezuge der Rohmaterialien, insbeſondere des Kaliſalzes 
und der in der Begleitung deſſelben auftretenden Salzarten, von dem Preußi⸗ 
ſchen Steinſalzbergwerke bei Staßfurt zu beſchraͤnken und die zur Zeit in dieſer 
Beziehung beſtehenden Verbote und Beſchraͤnkungen ſofort aufzuheben, wen 
Mr. 5857.) den 
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den chemiſchen Fabriken auf Preußiſchem Gebiete, wie bisher ſo auch ferner 
ebenfalls hinſichtlich des Bezuges ihrer Rohmaterialien freie Hand gelaſſen 
werden ſoll. . 8 

Artikel 15. a 


Die Herzoglich Anhaltiſche Regierung wird eine Erleichterung der nach 
Artikel 2. b. des Vertrages vom 17. Mai 1831. wegen Regulirung der Schiff⸗ 
fahrtsabgaben auf der Saale bei Bernburg erhobenen Schleuſengelder, und 
zwar dahin eintreten laſſen, daß vom 1. Januar 1865. ab eine Ermaͤßigung 
auf zwei Drittel ihrer jetzigen Saͤtze ſtattfindet, und vom 1. Januar 1866. ab 


a) ſtatt der Tarifſaͤtze zu 1. und 2. hoͤchſtens zu entrichten find: 
1) von einem Schiffsgefaͤße, deſſen Tragfähigkeit 1200 Zentner uͤber⸗ 


ſteigt, 
Beladen 3 Rthlr. — Sgr. 
Unbelg den , 20 „, 


2) von einem Schiffsgefaͤße, deſſen Tragfaͤhigkeit 1200 Zentner oder 
weniger betraͤgt, 
Hela den 1 Rthlr. 15 Sgr. 
Un beladen „ 12 „ 


b) Schleuſengelder gar nicht erhoben werden: 
1) von Anhaͤngen, welche zu groͤßeren Fahrzeugen gehoͤren und gleich⸗ 
zeitig mit dieſen durchgeſchleuſt werden; i 
2) von Leichterfahrzeugen, welche lediglich auf kurze Strecken, des 
niedrigen Waſſerſtandes wegen, einen Theil der Ladung des Haupt⸗ 
ſchiffes uͤbernommen haben und gleichzeitig mit letzterem durch die 
Schleuſe gehen. 


Artikel 16. 


Die Koͤniglich Preußiſche Regierung geſtattet die Anlage einer Zweigbahn 
von dem Steinſalzwerke Leopoldshall zum Anſchluſſe an die Magdeburg⸗Leipziger 
Eiſenbahn auf dem Bahnhofe Staßfurt. 

„Die Herzoglich Anhaltiſche Regierung wird den Betrieb dieſer Bahn ohne 
Zuſtimmung der Königlich Preußiſchen Regierung keiner anderen als einer 
Preußiſchen Eiſenbahngeſellſchaft übertragen. 

Die Feſtſtellung, unter welchen Bedingungen die Durchführung des auf 
dem Bergwerk Leopoldshall gewonnenen Salzes nach Schoͤnebeck und weiter 
geſtattet werden kann, bleibt beſonderer Vereinbarung vorbehalten. i 

In Bezug auf die Preußiſche Strecke der Bahn verbleiben der Koͤniglich 
Preußiſchen Regierung wegen Feſtſtellung der Baulinie und des Bauprojekts, 
wegen Unterhaltung und Betriebes der Bahn, Geſtattung von Anſchluͤſſen u. ſ. w. 
alle Rechte und Einwirkungen nach Maaßgabe des Königlich Preußiſchen Ges 
ſetzes über die Eiſenbahn⸗Unternehmungen vom 3. November 1838. Ferner be⸗ 
haͤlt Sich die Koͤniglich Preußiſche Regierung das Recht vor, die in Ihrem Ge 

biete gelegene Strecke der Zweigbahn nach Ablauf von dreißig Jahren, 1 
i I 


nung des Betriebes an gerechnet, gegen Erſtattung des Anlagekapitals 
dieſer Strecke, beziehungsweiſe bei eingetretener Verſchlechterung nach Abzug 
des durch Sachverftändige zu ermittelnden Minderwerths zu erwerben. Außer⸗ 
dem ſoll die Aufſicht uͤber die den Betrieb der Bahn fuͤhrende Preußiſche Ge⸗ 
ſellſchaft ausſchließlich der Königlich Preußiſchen Regierung zuftehen, das in 
Preußen für dieſe Geſellſchaft geltende jeweilige Betriebsreglement — unbe⸗ 
ſchadet des Strafhoheitsrechts der Herzoglich Anhaltiſchen Regierung — auch 
für die ganze Zweigbahn gelten, ferner die Anſtellung und Beaufſichtigung der 
Bahnpolizei und uͤberhaupt aller Betriebsbeamten lediglich der betreffenden 
Geſellſchaft, beziehungsweiſe den zuſtaͤndigen Koͤniglich Preußiſchen Behoͤrden 
gebuͤhren, die Preußiſchen Staatsangehoͤrigen, welche beim Betriebe im Her⸗ 
zoglich Anhaltiſchen Gebiete angeſtellt werden moͤchten, dadurch aus dem Un⸗ 
terthanenverbande ihres Heimathslandes nicht ausſcheiden, und endlich die von 
der Koͤniglich Preußiſchen Regierung gepruͤften Betriebsmittel ohne weitere 
Reviſion auch im Herzoglich Anhaltiſchen Gebiete zugelaſſen werden. 


Artikel 17. 


Gegenwaͤrtiger Vertrag ſoll zur landesherrlichen Genehmigung vorgelegt, 
und die Auswechſelung der daruͤber auszufertigenden Ratifikations-Urkunden ſpaͤ⸗ 
teſtens binnen vier Wochen in Berlin bewirkt werden. 

Deſſen zu Urkund iſt dieſer Vertrag von den beiderſeitigen Bevollmaͤch⸗ 
tigten unterzeichnet und beſiegelt worden. 5 


So geſchehen zu Berlin, den 30. Januar 1864. 
Carl Wolf. Bernhard Koͤnig. 


(L. S.) (L. S.) 
Georg von Zerbſt. Friedrich Hagemann. 
(L. S.) (L. S.) 


Bie Vertrag iſt ratifizirt worden, und die Auswechſelung der Rati⸗ 
fikations⸗Urkunden hat am 3. Marz 1864. zu Berlin ſtattgefunden. i 


(Nr. 6858.) Konzeſſions- und Beſtaͤtigungs-Urkunde für die Magdeburg⸗Halberſtaͤdter Eiſen⸗ 
i bahngeſellſchaft, betreffend verſchiedene Erweiterungen ihres Unterneh⸗ 
mens und den fünften Nachtrag zu ihrem Geſellſchaftsſtatut. Vom 

13. April 1864. 


| Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ıc, 
Nachdem die Magdeburg⸗Halberſtaͤdter Eiſenbahngeſellſchaft die in dem 
anliegenden, von ihrem hierzu ermaͤchtigten Direktorium aufgeſtellten fünften 
1 Jahrgang 1864. (Nr. 58575858) 24 Nach⸗ 


Nachtrage zum Geſellſchaftsſtatut unter H. 1. aufgeführten Erweiterungen ihres 
Unternehmens beſchloſſen hat, wollen Wir zu den letzteren, in Anerkennung des 
daraus fuͤr die gewerblichen und Verkehrs⸗Intereſſen der betreffenden Gebiets⸗ 
theile zu erwartenden Nutzens, Unſere landesherrliche Genehmigung ertheilen, 
auch den vorerwaͤhnten Statutnachtrag hierdurch mit der Maaßgabe beſtaͤtigen, 
daß von den 7,700,000 Thalern, welche in H. 14. dieſes Statutnachtrages zur 
Beſtreitung der Koſten der Erweiterungen, beſſeren Ausruͤſtung und Vervoll⸗ 
ftändigung des Unternehmens vorgeſehen werden, nur die 1,700,000 Thaler in 
Stammaktien, nicht auch die 6 Millionen Thaler in Prioritaͤts⸗Obligationen als 
Grundkapital im Sinne des Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuchs, nament: 
lich der Artikel 209. 240. 242. und 248. anzuſehen ſind. Zugleich verordnen 
Wir, daß auf die hiernach von Uns genehmigten Bauerweiterungen des Magde⸗ 
burg⸗ĩHalberſtaͤdter Eiſenbahn⸗Unternehmens die in dem Geſetze vom 3. Novem⸗ 
0 1838. enthaltenen Vorſchriften uͤber die Expropriation Anwendung finden 
ſollen. 

Die gegenwärtige Konzeſſions⸗ und Beftätigungs- Urkunde iſt nebſt dem 
Statutnachtrage durch die Geſetz- Sammlung zu veröffentlichen. n - 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. a 


Gegeben Berlin, den 13. April 1864. 
(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. 


Fünfter Nachtrag 


zu dem ö 


Statute der Magdeburg: Halberftädter Eiſenbahngeſellſchaft. 


Set: 

Das durch das Allerhoͤchſt beftätigte Statut vom 13. September 1841. 
gegründete, und durch den unterm 15. April 1861. Allerhoͤchſt beſtaͤtigten zwei⸗ 
ten Nachtrag, ſowie durch den unterm 28. September 1863. beſtaͤtigten vierten 
Nachtrag erweiterte Unternehmen der Magdeburg-Halberſtaͤdter Eiſenbahnge⸗ 
ſellſchaft wird ausgedehnt: 

1) auf den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Halle a. d. S. tiber 
Aſchersleben nach Wegeleben und von Halberſtadt nach einem vom 
Staate zu beſtimmenden, fuͤr den Verkehr auf der Bahnlinie uͤber 

: Kreien⸗ 


ae _ a 


Kreienſen angemeſſenen Anſchlußpunkte der Bahn von Wolfenbüttel 

uͤber Boͤrſum nach Harzburg; . a Be 

2) auf den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Aſchersleben uͤber 
Guͤſten nach Bernburg nebſt einer Zweigbahn von Guͤſten nach Staß⸗ 
furth zum Anſchluß an die dort muͤndende Magdeburg⸗ Leipziger 
Eiſenbahn; 

3) auf den Bau und Betrieb einer Zweigbahn von der Bahnſtrecke Aſchers⸗ 

leben⸗Wegeleben uͤber Ermsleben nach Ballenſtedt; 


4) auf den Bau und Betrieb einer Zweigbahn nach Wernigerode; 


5) 1 Erwerb und Betrieb der Eiſenbahn von Bernburg nach 
oͤthen. 


Die ſpezielle Richtung der unter 1. bis 4. bezeichneten Bahnen wird von 
dem Koͤniglichen Handelsminiſterium feſtgeſtellt. 

Von dem feſtgeſtellten Bauplane darf nur unter beſonderer Genehmigung 
des gedachten Miniſteriums abgewichen werden. 


H. 2. 


Die Geſellſchaft iſt allen Beſtimmungen unterworfen, ſowohl des Staats⸗ 
vertrages, welcher wegen der im F. 1. bezeichneten Ciſenbahnen zwiſchen der 
Königlich Preußiſchen und der Herzoglich Anhaltiſchen Regierung unterm 30. Ja⸗ 
nuar 1864. bereits abgeſchloſſen ift, als auch derjenigen Staatsvertraͤge, welche 
wegen der Bahnanlage von Halberſtadt nach einem Anſchlußpunkte der Bahn 
von Wolfenbuͤttel uͤber Boͤrſum nach Harzburg von Preußen mit Hannover 
oder Braunſchweig, oder mit dieſen beiden Staaten noch vereinbart werden. 


H. 3. 


Die Inangriffnahme des Baues der Bahnſtrecke von Halle a. d. S. 
über Aſchersleben nach Wegeleben ſoll nicht davon abhaͤngig ſein, daß die Fort⸗ 
ſetzung der Bahn uͤber Halberſtadt hinaus vorher durch die erforderliche Ver⸗ 
1 der betheiligten Regierungen uͤber deren Zulaſſung und Richtung ſicher 
geſtellt wird. f 

Fuͤr den Beginn, den Fortſchritt und die Vollendung der Bahnſtrecke 
Halle⸗Wegeleben kann das Königliche Handelsminiſterium, ohne Ruͤckſicht auf 
die Lage der Vorverhandlungen und der Bauausführung der Fortſetzung über 
Halberſtadt hinaus, Friſten beſtimmen, bei deren Nichteinhaltung die ertheilte 
Konzeſſion zuruͤckgenommen, auch die etwa ſchon ausgefuͤhrten Anlagen unter 
der Bedingung zur öffentlichen Verſteigerung gebracht werden koͤnnen, daß die 
Bahn von den Ankaͤufern vollendet werde. 

N In Betreff der übrigen nach H. 1. auszuführenden Bahnanlagen ſteht 
dem Koͤniglichen Handelsminiſterium auf Grund des H. 21. des Geſetzes vom 
3. November 1838. die Beſtimmung von Baufriſten gleichfalls zu, jedoch ſollen 
dieſelben ſo bemeſſen werden, daß der Geſellſchaft fuͤr die betriebsfaͤhige Voll⸗ 
endung der ſaͤmmtlichen Bahnen fünf Baujahre gelaffen werden. 

Or. 5858.) 24 H. 4. 


Jedem kuͤnftigen Unternehmer einer Eiſenbahn von Aſchersleben oder 
einem anderen Punkte der Strecke Aſchersleben⸗Halle muß die Geſellſchaft jeber- 
zeit auf Verlangen des Staates die Mitbenutzung der Bahnſtrecken von Staß⸗ 


furth nach Guͤſten und von Guͤſten nach Aſchersleben, beziehungsweiſe nach 


dem betreffenden Anſchlußpunkte der Strecke Aſchersleben-Halle geſtatten, und 
war unter denjenigen Bedingungen und gegen diejenigen Vergütungen, welche 
in Ermangelung der guͤtlichen Vereinbarung Seitens des Königlichen Handels⸗ 
miniſteriums den obwaltenden Verhaͤltniſſen und den Ruͤckſichten der Billigkeit 
am meiſten entſprechend erkannt werden. 


H. 5. 

Die Geſellſchaft darf von dem jetzt oder kuͤnftig ihr zuſtehenden Wider⸗ 

ſpruchsrecht gegen neue Bahnanlagen im Herzoglich Anhaltiſchen Gebiete nur 

ſo lange und inſoweit Gebrauch machen, als der Staat darin eine uͤberwiegende 
Beeintraͤchtigung Preußiſcher Verkehrsintereſſen nicht finden wird. 


§. 6, 

Auf den im H. 1. genannten Eiſenbahnen ſteht dem Staate zu ſowohl 
die Genehmigung und noͤthigenfalls Abaͤnderung der Fahrplaͤne, als auch die 
ere der Bahngeld⸗ und der Frachttarife, ſowie jeder Abaͤnderung 
erſelben. 

Außerdem ſollen auf der Stammbahn Magdeburg-Oſchersleben-Halber⸗ 
ſtadt und auf der Strecke Halberftadt- Thale Erhöhungen des gegenwärtigen 
Tarifs ohne Genehmigung des Staates nicht ſtattfinden, auch ſolche Differen⸗ 
tial⸗Tarifſaͤtze, in denen das Königliche Handelsminiſterium eine unſtatthafte 
Beeinträchtigung berechtigter Preußiſcher Intereſſen erkannt, weder neu einges 
fuͤhrt noch beibehalten werden. a 
d F. 7. 


i Die Geſellſchaft darf ſich nicht entziehen, ſoweit das Königliche Handels⸗ 
miniſterium es im Verkehrsintereſſe für noͤthig erachtet, auf deſſen Verlangen 
mit anderen in⸗ und auslaͤndiſchen Bahnverwaltungen für die Beförderung von 
Perſonen und Gütern direkte Expeditionen und direkte Tarife zu errichten, und 
91 19 insbeſondere auch in gegenſeitiges Durchgehen der Transportmittel zu 
willigen. 

In Betreff der Höhe der gegenſeitigen Verguͤtungsſaͤtze fuͤr die durch⸗ 
gehenden Transportmittel, ſowie der Art und Weiſe der Abrechnungen bei 
dene gütlicher Verſtaͤndigung mit den anderen Bahnverwaltungen hat 
die eſellſchaft ſich den Feſtſtellungen des Königlichen Handelsminiſteriums zu 
unterwerfen. 

§. 8. 


Außer der Uebernahme der unentgeltlichen Befoͤrderung von Poſtſachen 
und Poſtwagen gemäß H. 36. des Geſetzes vom 3. November 1838. ift die 
Geſellſchaft verpflichtet, die begleitenden Poſtkondukteure und das expedirende 
Perſonal unentgeltlich zu befoͤrdern. 


H. 9. 


H. 9. 8 


wwdDie Geſellſchaft geſtattet laͤngs ihrer Bahnen unentgeltlich die Anlegung 
von Staatstelegraphen unter den vom Königlichen Handelsminiſterium feſtzu⸗ 
ſetzenden Bedingungen und iſt auch verpflichtet, nach Maaßgabe der Anordnun⸗ 
gen des Staates auf ihren Eiſenbahntelegraphen Staats- und Privatdepeſchen 
zu befördern. 0 5 5 

. 10. 5 


Die Geſellſchaft hat kuͤnftig bei allen ihren Bauausfuͤhrungen den An⸗ 
ordnungen, welche wegen polizeilicher Beaufſichtigung der beim Eiſenbahnbau 
beſchaͤftigten Arbeiter getroffen werden, puͤnktlich nachzukommen, auch die aus 
dieſen Anordnungen erwachſenden Ausgaben, insbeſondere auch die durch die 
etwaige Anſtellung eines beſonderen Polizei = Aufſichtsperſonals entſtehenden 
Koſten zu tragen. 

1 Ferner ift fie verpflichtet, die nöthigen Zuſchuͤſſe zu den in Gemaͤßheit 
der geſetzlichen Vorſchriften fuͤr die Bauarbeiter einzurichtenden Krankenkaſſen 
zu leiſten. 

§. 11. 


Die Geſellſchaft wird nach Maaßgabe der jetzt oder künftig beſtehenden 
Grundſätze für die Staatseiſenbahnen für ihre Beamten und Arbeiter Penſions⸗ 
und Unterſtuͤtzungskaſſen einrichten und zu denſelben die erforderlichen Beitraͤge 
leiften. 

§. 12. 


Die Geſellſchaft wird die von ihr anzuſtellenden Bahnwaͤrter, Schaffner 
und ſonſtigen Unterbeamten, mit Ausnahme der einer techniſchen Vorbildung 
beduͤrfenden, vorzugsweiſe aus den mit Civilanſtellungs-Berechtigung entlaſſenen 
Preußiſchen Militairperſonen waͤhlen, ſoweit dieſelben das 35ſte Lebensjahr noch 
nicht zuruͤckgelegt haben. 13 

§. 13. 


Zur Ausführung der Beſtimmungen über die Benutzung der Eiſenbahnen 
zu militairiſchen Zwecken (Geſetz⸗Samml. fuͤr 1843. S. 373.) iſt die Geſell⸗ 
ſchaft verpflichtet, ſowohl den Beſtimmungen des Reglements vom 1. Mai 
180 1., betreffend die Organiſation des Transports größerer Truppenmaſſen auf 
den Eiſenbahnen, desgleichen des Reglements von demſelben Tage wegen Be⸗ 
förderung von Truppen, Militaireffeften und anderen Militairbeduͤrfniſſen auf 
den Staatsbahnen, ſowie der Inſtruktion vom 1. Mai 1861. für den 
Transport der Truppen und des Armeematerials auf den Eiſenbahnen und allen 
künftigen Abaͤnderungen und Ergaͤnzungen dieſer Reglements und Inſtruktion 
ſich zu unterwerfen, als auch Militair-Perfonen und Effekten zu ermaͤßigten 
Preiſen zu befoͤrdern, fuͤr deren Normirung die von der Militairverwaltung mit 
den anſchließenden Preußiſchen Eiſenbahnen vereinbarten niedrigſten Saͤtze maaß⸗ 
gebend ſein ſollen. g N . 
f §. 14. 


Zur Beſtreitung der Koſten der Erweiterung, beſſeren Ausruͤſtung und 
(Nr. 5858.) Der: 


a an. - 
Vervollſtaͤndigung des Unternehmens der Geſellſchaft wird das Grundkapital 


um die Summe von 7,700,000 Thaler erhoͤht. 
iervon ſollen 1,700,000 Thaler in neuen Stammaktien und 6,000,000 


. 


Thaler in verzinslichen Prioritäts-Obligationen ausgegeben werden. 


§. 15. 


Die neuen Stammaktien ſollen in der Art ausgegeben werden, daß jeder 
Inhaber der vorhandenen 17,000 Stuͤck alter Stammaktien à 100 Rrhlr. ber 
rechtigt ſein ſoll, eine neue Aktie von demſelben Betrage, gegen Einzahlung des 
vollen Nominalbetrages bis zum Schluß des Jahres 1864. zu erhalten. Der 
eingezahlte Betrag wird vom Tage der Einzahlung bis zum 31. Dezember 1864. 

mit 43 Prozent verzinſt. : 

Diejenigen Aktionaire, welche von dieſem ihnen zuſtehenden Rechte nach 
ſechs Monaten nach erfolgter Aufforderung in den durch das Statut vom 
13. September 1841. vorgeſchriebenen Öffentlichen Blättern keinen Gebrauch 
gemacht haben, verlieren ihr Anrecht an den neuen Stammaktien und werden 
dieſe Aktien fuͤr Rechnung und zum Vortheil der Geſellſchaft verkauft. 
g Die neuen Stammaktien werden nach dem anliegenden Schema A. unter 
der fakſimilirten Unterſchrift des Vorſitzenden im Direktorium der Magdeburg⸗ 
Halberſtaͤdter Eiſenbahngeſellſchaft und der wirklichen Unterſchrift ſeines Stell⸗ 
vertreters ausgefertigt, erhalten fortlaufende Nummern von 17,003. bis 34,003. 
und Dividendenſcheine nach dem unter B. beigefügten Muſter, ſowie Talons nach 
dem Muſter C. Sie nehmen vom Jahre 1865. ab Theil an den Dividenden 
in gleicher Weiſe wie die alten Stammaktien. 


H. 16. 


Die Bedingungen, unter denen die Kreirung der ſechs Millionen Thaler 
neuer Prioritäts-Obligationen erfolgt, werden durch ein beſonderes Allerhoͤchſtes 
Privilegium feſtgeſetzt werden. g 

9. 


Bei jeder der vier nach $. 1. zu bauenden Bahnen fällt bis zu dem auf 
die Betriebseroͤffnung folgenden 1. Januar die Verzinſung des darauf ver⸗ 
wendeten Anlagekapikals dem Baufonds zur Laſt, wogegen aber dieſem auch die 
inmittelſt etwa erzielten Betriebsuͤberſchuͤſſe gebuͤhren. 

Was jedoch auf die neuen Stammaktien an Dividende uͤber 43 Prozent 
gewährt wird, muß vom Betriebsfonds des Stamm: Unternehmens getragen 
werden. 

i H. 18. \ | 


Saͤmmtliche Ausſchußmitglieder und deren Stellvertreter werden forta 
von der Generalverſammlung aus der Zahl derjenigen Aktionaire gewählt, 
welche nicht uͤber zehn Meilen von den zum Unternehmen der Geſellſchaft ge— 
hoͤrenden Eiſenbahnen entfernt wohnen. 

Die Beſtimmungen der $$. 33. und 34, des Statuts vom 13. Septem⸗ 
ber 1841., wonach jede der Stadtgemeinden Magdeburg, Halberſtadt und Braun⸗ 

ſchweig 


ſchweig Ein Ausſchußmitglied ernennen kann, und die von der Generalverſamm⸗ 
lung zu waͤhlenden Ausſchußmitglieder und Stellvertreter zu je 3 in Magde⸗ 
burg, Halberſtadt und Braunſchweig oder in der Umgegend dieſer Staͤdte wohnen 
pollen, treten außer Anwendung. Imgleichen werden auch die Beſtimmungen 
des H. 54. des Statuts, wonach von den ordentlichen und außerordentlichen 
Mitgliedern des Direktoriums zwei in Halberſtadt und zwei in Braunſchweig 
oder Wolfenbuͤttel wohnen muͤſſen, hiermit aufgehoben. 

5 In Betreff der gegenwaͤrtigen Mitglieder des Direktoriums und des 

Ausſchuſſes, ſowie der Stellvertreter, behaͤlt es bei den ſtattgefundenen Ernen⸗ 

nungen und Wahlen bis zum Ablauf ihrer Wahlperioden fein Bewenden. 


100 Thaler in Preußiſch Kurant. 
Aktie 


der 
Magdeburg ⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft. 


Inhaber dieſer Aktie hat an die Kaſſe der Magdeburg - Halberftädter 
Eiſenbahngeſellſchaft Einhundert Thaler Preussisch Courant baar eingezahlt 
und nimmt nach Hoͤhe dieſes Betrages und in Gemaͤßheit des am 14. Januar 
1842, von Sr. Majeſtaͤt dem Könige von Preußen beſtaͤtigten Geſellſchafts⸗ 
Statuts vom 13. September 1841., ſowie des Allerhoͤchſt unter dem .. 
„ 18. beſtaͤtigten fünften Nachtrags zu dieſem Statute verhaͤltniß⸗ 
1 1 Theil an dem geſammten Eigenthum, Gewinn und Verluſt der Ge⸗ 
ellſchaft. 


Magdeburg, den een. 18. 
Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft. 
(L. S0 N. N. 
Direktoren. 


(Nr. 5858.) B. 


8 cher dies Scheine Er gegen e Nüctgabe aus del A de 
_ Magbebunge Yatberfidbrer Eiſenbahngeſellſchaft diejenige Dividende ausgezahlt, 
die von dein Reinertrage des Verwaltungsjahres 18.. auf die Aktie . 
fallen und deren Betrag nebſt der e vom Direftorium ſtatutenmäßig 
bekannt gemacht werden 5 i N 


Magdeburg, denen ::; 18 


Magdeburg⸗ Halber Eiſenbahngeſelſchaft 
1 80 N. N. 
Direktoren. 


Bemerkung Gegenmärtiger Dividendenſchein wird nach F. 20. des Statuts ungültig, 
wenn die darauf zu erhebende Dividende innerhalb vier Jahren nach der 
Öffentlich bekannt gemachten Verfallzeit nicht erhoben wird. 8 


Talon 
zu der 
Alte der Magdeburg, Halberſtädter Gifenbabngefetfhaft 


Inhaber 0 gegen dieſen Talon zu der Aktie der Magdeburg: 
Halberſtaͤdter e a RE die te Serie Dividendenſcheine 
auf die Jahre 18.. bis 18 .., ſofern dagegen Seitens des als ſolchen legi⸗ 
timirten Inhabers der Aktie bei dem e Direktorium . kein 
ſchriftlicher Widerſpruch eingegangen iſt. Syn 

Magdeburg, den n. ins 18. 


Das Direktorium 1 
der Magdeburg⸗Halberſtä dter Eiſenbahngeſellſchaft. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
: 5 ER (R. v. Decker). 8 


